Das Blatt erſcheint nach 
Bedarf, im allgemeinen 
monatlich zweimal, zum 
Preiſe von jährlich M. 18. 
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I. Perſönliche Angelegenheiten. 


Die Gewerbeaſſeſſoren Schwertner in 
Bonn, Vertſchewall in Trier, Möbius in 
M. Gladbach, Fiſcher in Hirſchberg, Stiller 
in Verlin, Goeldner in Elbing, Richter 


in Lennep und Grimm in Düſſeldorf ſind 


zu Gewerberäten ernannt worden. 


Die Gewerbereferendare Walkhoff aus 
Breslau und Valentin aus Berlin ſind zu 


Gewerbeaſſeſſoren ernannt und den Gewerbe- 


inſpektionen Breslau⸗Oſt und Berlin-Oft als 
Hilfsarbeiter überwieſen worden. 


Zum 1. Juli d. Js. ſind verſetzt worden: | 
die Gewerberäte Wenzel von Barmen 


nach Wiesbaden und Fritz von Aachen II 
nach Frankfurt a. O. Ihnen ſind die 
Stellen der gewerbetechniſchen Hilfs⸗ 
arbeiter bei den Regierungen in Wies⸗ 
baden und Frankfurt a. O. verliehen 
worden; 


die Gewerberäte Sieg von Göttingen nach 
Barmen, Richter von Lennep nach 
Göttingen und Grimm von Düffel- 


dorf nach Aachen zur Verwaltung der 
Gewerbeinſpektionen Barmen, Göttingen 
und Aachen II; 


die Gewerbeaſſeſſoren Hellwig von 
Berlin C nach Cöln zur Verwaltung 
der Gewerbeinſpektion Cöln⸗Nord, 
Fiſcher von Cöln⸗Süd nach Halle a. S., 
Walkhoff von Breslau-Oſt nach Berlin 
und Valentin von Berlin⸗Oſt nach 
Düſſeldorf zur Verwaltung der Hilfs⸗ 
arbeiterſtellen bei den Gewerbeinſpek⸗ 
tionen Halle a. S., Berlin C und 
Düſſeldorf⸗Stadt. 


Dem Gewerberat Winterhager in Cöln- 


Nord iſt zum 1. Juli d. Is. die Stelle des 


gewerbetechniſchen Hilfsarbeiters bei der Re⸗ 
gierung in Cöln verliehen worden. 


Der Oberlehrer a. D. Richard Hoff- 
mann iſt als Oberlehrer an der ſtaatlichen 
Baugewerkſchule in Neukölln wieder angeſtellt 
worden. 


Anlage: 
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II. Allgemeine Verwaltungsangelegenheiten. 


Aus Polen abwandernde Beamte. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin WW 9, den 29. Mai 1920. 


Von den aus Polen abwandernden Beamten ſind häuſig für die Reviſion ihrer Habe 
Gebühren erhoben worden, obwohl vertragsmäßig der gebührenfreie Abzug gewährleiſtet 
it. Dieſe Gebühren ſollen bei der finanziellen Abrechnung mit den Polen demnächſt als 
Guthaben aufgerechnet werden. 

Zu dieſem Zwecke haben alle nach dem 10. Januar 1920, dem Tage des Inkraft⸗ 
tretens des vorläufigen deutſch-polniſchen Beamtenvertrags, abwanderuden im Deutſchen 
Reiche eingetroffenen oder noch eintreffenden Beamten meines Reſſorts eine Anzeige darüber 
zu erſtatten, ob und welche Gebühren von polniſchen Behörden bei der Abwanderung er— 
hoben ſind, und möglichſt Belege darüber beizubringen. 

Ich erſuche, hiernach das Erforderliche zu veraulaſſen und die erſtatteten Anzeigen 
nebſt Belegen mir alsbald geſammelt einzureichen. Fehlanzeige iſt nicht erforderlich. 


Ii Auftrage. 
* 
233. 11517. I 6355. Frick. 


An die dem Handelsminiſterium unterſtellten Behörden. 


Tarifvertrag für die Lohnempfänger. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin Wo, den 29. Mai 1920. 

Anbei überſende ich einen Abdruck des zwiſchen der Reichsregierung und der Preußiſchen 
Staatsregierung einerſeits und den hieſigen Ortsgruppen des Verbandes der Gemeinde— 
und Staatsarbeiter, des Deutſchen Transportarbeiterverbandes und des Verbandes der 
Gärtuer und Gärtnereiarbeiter andererſeits unterm 11. d. Mts. geſchloſſenen Lohntarif— 
vertrags für die Lohnempfänger bei den Reichs- und Staatsbehörden in Groß-Berlin 
nebſt Ergänzungsbeſtimmungen. Dieſer Lohntarif nebſt Ergänzungsbeſtimmungen tritt mit 
Wirkung vom 1. April d. J. au die Stelle der entſprechenden Beſtimmungen des Lohn⸗ 
tarifs nebſt Ergänzungsbeſtimmungen, die dem mit dem Runderlaß vom 5 März d. J. 
(HMBl. S. 73) überſandten Manteltarifvertrage vom 7. November v. J. beigefügt 
waren. Mit dem gleichen Zeitpunkt fallen die durch Runderlaß an die nachgeordneten 
Behörden in Groß-Berlin vom 27. Februar d. J. (HM Bl. S. 132) für die Lohnempfänger 
in Groß-Berlin und durch Runderlaß vom 17. Mai d. J. (HM Bl. S. 131) für die Lohn⸗ 
empfänger außerhalb Groß-Berlins bewilligten Beihilfen fort. 

Da an die Stelle der bisherigen Tagelöhne Wochenlöhne getreten ſind, haben die 
für die Tagelöhne getroffenen beſonderen Beſtimmungen ihre praktiſche Bedeutung verloren. 

Der für die Bezahlung von Überſtunden maßgebende Stundenlohn iſt im Hinblick 
auf die Beſtimmung unter III! des beigefügten Lohutarifvertrags dem zweiundſiebzigſten 
Teile des Wochenlohns entſprechend zu bemeſſen. 

Soweit den Lohnempfängern auf Grund des Runderlaſſes vom 20. März d. J. 
— ZB! 983/3708 — Vorſchüſſe gewährt worden find, find dieſe zunächſt auf die nach 
dem Vorſtehenden etwa nachzuzahlenden Beträge anzurechnen; ſoweit letztere zur Tilgung 
der Vorſchüſſe nicht ausreichen, ſind die verbleibenden Reſtbeträge bis ſpäteſtens zum 
1. Juli d. J. in gleichen Teilen auf die fällig werdenden Lohnbezüge anzurechnen. Im 
übrigen ſind die Nachzahlungen ſofort zu leiſten. 

Für die Regelung der Löhne der Lohnempfänger außerhalb Groß-Berlins verbleibt 
es bei den Beſtimmungen unter II A 2 des Runderlaſſes vom 5. März d. J. (SHMBl. 
S. 73) mit der Maßgabe, daß die für Groß-Berlin vorgeſehenen Lohnſätze nicht über⸗ 
ſchritten werden dürfen und die neuen Lohnbezüge in augemeſſenem Abſtande hinter 
den Löhnen der Eiſenbahnarbeiter an gleichen oder in benachbarten Orten zurückbleiben. 
Die unter II des beigefügten Lohntarifvertrags vorgeſehenen Kinderzulagen find in voller 
Höhe zu gewähren. Der dort angeführte Erlaß des Preußiſchen Finanzminiſteriums vom 
24. Februar 1920 (1 3932) iſt den nachgeordneten Behörden in Groß-Berlin voll⸗ 


( 
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inhaltlich durch meinen Erlaß vom 27. Februar 1920 (HMBL. S. 132), den übrigen 
Behörden durch den Erlaß vom 17. Mai 1920 (HMBE S. 131) mitgeteilt worden. 

Für die Urlaubsgewährung ſind lediglich die Beſtimmungen im § 15 des Mantel⸗ 
tarifvertrags vom 7. November v. J. maßgebend; die im Vorjahre gewährten Urlaubs- 
zeiten find nicht als beſſere allgemeine Arbeitsbedingung im Sinne des § 24 a. a. O. 
anzuſehen. 

Im Auftrage. 
25 1 1906. I 7218. Frick. 


An die der Handels- und Gewerbeverwaltung unterſtellten Behörden (ausſchließlich 
Porzellanmanufaktur) 


und zur Nachachtung 
an die Oberbergämter und die Bergakademie in Clausthal. 


Lohntarif für die im Arbeitsuerhältnis ſtehenden Lohnempfünger bei den Reichs ⸗ 
und Preußiſchen tantsbehörden in Groß-Berlin. 
(Ergänzungsabkommen zum Reichsmanteltarif vom 7. November 1919, gültig vom 
1. April 1920 bis 30. September 1920.) 

I. Wochenlohnſätze. 

A. Männliche Arbeitskräfte. 


Steigerungsſätze: 
Grundlohn nach 1 Jahr nach 2 Jahren nach 3 Jahren 
1 H K 1 

1. Gelernte Arbeiter (Handwerker) 195 200 205 210 
2. Angelernte * 185 190 195 200 
3. Ungelernte 180 185 190 195 
4. Jugendliche im Alter von 

17—18 Jahren 100 

16—17 - 80 

15— 16 1 60 

14—15 . 50 

B. Weibliche Arbeitskräfte. 
M M M M 

1. Angelernte Arbeiterinnen 135 140 145 150 
2. Ungelernte 1 125 130 135 140 
3. Jugendliche im Alter von 

17 18 Jahren 90 

16—17 8 75 

15—16 N 60 

14215 50 
4. Frauen, insbeſondere Reinigungsfrauen, die nur ſtundenweiſe beſchäftigt werden, erhalten 


2,75 M für die Stunde. 


II. Kinderzulagen. b 


Neben den vorſtehenden Lohnſätzen wird für jedes Kind bis zum vollendeten 
14. Lebensjahre monatlich ein Kindergeld von 40 % gewährt, und zwar nach Maßgabe 
der für die bisherigen Kinderzulagen geltenden Beſtimmungen (vergl. Erlaß des Reichs⸗ 
finanzminiſteriums vom 18. Februar 1920, I G 754 Hg, und des Preußiſchen Finanz⸗ 
miniſteriums vom 24. Februar 1920, I 3932). 


III. Zuſatzbeſtimmungen. 


1. Von den unter I genannten Lohnſätzen gelten 8 als Grundlohn und ½ als 
Teuerungszuſchlag. 


Anlage.: 
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2. Die unter J genannten Lohnſätze gelten für die Zeit vom 1. April 1920 bis 
30. September 1920. In der zweiten Hälfte der Monate Juni und Auguſt 1920 ſollen 
jedoch die Vertragsparteien erneut zuſammentreten, um feſtzuſtellen, ob eine Anderung in den 
Teuerungsverhältniſſen eingetreten und dementſprechend der Teuerungszuſchlag abzuändern iſt. 

3. Für nicht ſtändig beſchäftigte Kräfte werden die Steigerungslohnſätze „nach 1 Jahre“ 
bezahlt. Bei etwaiger Umwandlung der nicht ſtändigen in eine ſtändige Beſchäftigung 
treten die Lohnſätze für ſtändige Kräfte in Anwendung, ſelbſt wenn der Lohn für die be- 
teiligte Kraft hierdurch vorübergehend ſinkt. 

4. Die wochenweiſe Entlohnung der Reinigungsfrauen nach den Lohnſätzen unter 32 
tritt an Stelle der ſtundenweiſen Bezahlung ein, wenn die werktägliche Beſchäftigung in 
geteilter Arbeitszeit mindeſtens 6 ⅛ Stunden beträgt. 

5. Bei nur während beſtimmter Jahreszeiten Beſchäftigten wird für die Einreihung 
in die Lohnſtufen die frühere Beſchäftigung bei Reichs- und Staatsbehörden in Anrechnung 
gebracht. 

6. Dieſer Lohntarif gilt auch für die in der Münze Beſchäftigten und für die An⸗ 
geſtellten der Krankenanſtalten, die nicht im Arbeitsverhältnis ſtehen, für letztere jedoch nur 
jo lange, bis die Lohnverhältniſſe der Angeſtellten durch Tarifvertrag geregelt find. 

7. Penſionären des Reichs, der Länder, Gemeinden oder Gemeindeverbände ſind die 
Ruhegehaltsbezüge einſchließlich der Teuerungszulagen auf den Lohn anzurechnen. 

8. Vorſtehender Lohntarif nebſt Ergänzungsbeſtimmungen läuft ſtillſchweigend jedesmal 
um 6 Monate weiter, wenn er nicht einen Monat vor Ablauf gekündigt wird. Im Falle 
der Kündigung ſind beide Vertragsteile verpflichtet, ſofort die Vorarbeiten für einen neuen 
Lohntarif aufzunehmen. 


Berlin, den 11. Mai 1920. 


Für die Reichsregierung. Für die Preußiſche Staatsregierung. 
Der Reichskanzler. Lüdemann. 
Müller. 


Für den Verband der Gemeinde- und Staatsarbeiter, Filiale Groß-Berlin. 
Ernſt Scharlau. 


Für den Deutſchen Transportarbeiterverband, Bezirk Groß-Berlin. 
Karl Oltersdorf. 


Für den Verband der Gärtner und Gärtnereiarbeiter, Verwaltung Groß⸗Berlin. 
Emil Beier. 


Kriegsteuerungszulagen für Militäranwärter. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W. 9, den 31. Mai 1920. 


Nachſtehenden Erlaß des Herrn Finanzminiſters vom 7. v. Mts. — I 2736 I uſw. — 
überſende ich mit dem Erſuchen, danach auch für den Bereich der Handels- und Gewerbe— 
verwaltung zu verfahren. 

Die angeführten früheren Runderlaſſe des Herrn Finanzminiſters ſind durch meine 
Runderlaſſe vom 18. September 1919 (HMBL S. 262), vom 12. März 1919 (HMBl. 
S. 64) und vom 11. Februar 1920 (HMBL. S. 38) im Abdruck mitgeteilt worden. 

Im Auftrage. 
2B. 1 1845. Frick. 


An die der Handels- und Gewerbeverwaltung unterſtellten Behörden. 


Anlage. 

Der Finanzminiſter. Berlin C 2, den 7. April 1920. 
I. Nach Ziffer 4, III b der Beſtimmungen über den Eintritt der Friedensgebührniſſe 

für Mannſchaften vom 4. April 1919 (AV Bl. S. 295) werden den zur Probedienſtleiſtung 

beurlaubten Militäranwärtern während des Verſorgungsurlaubs die militäriſchen Gebührniſſe 

fortgewährt; aber es ſind die aus der Beſchäftigungsſtelle fließenden Einnahmen aller Art 
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voll auf dag militäriſche Einkommen anzurechnen. Durch diefe Beſtimmung iſt der kriegs⸗ 
miniſterielle Erlaß vom 12. Januar 1919 (AVB. S. 33) überholt und ſomit auch der 
Runderlaß vom 22. Auguſt 1919 (FM. I. 14056, M. d. J. Ja. 2330, M. f. W. K. u. V. 
A. 1726) gegenſtandslos geworden. Die nach dem Runderlaß vom 4. März 1919 
(FM. I. 3865, M. d. J. Ia. 601, M. f. W. K. u. V. A. 295) und vom 28. Januar 1920 
(FM. I. 2187, M. d. J. Ia. I. 190) zahlbaren laufenden Kriegsteuerungszulagen find den 
auf Probe einberufenen, aus dem Militärdienſte noch nicht ausgeſchiedenen Militär- 
anwärtern voll zuzuwenden. 

II. Auf Grund der Beſtimmung im & 4 des Kapitulantenentſchädigungsgeſetzes vom 
13. September 1919 (RGBl. S. 1659 ff.) werden den aus dem Heeresdienſt ausgeſchiedenen 
und in den Reichs-, Staats oder Kommunaldienſt (8 36 Abſ. 2 des Mannſchaftsverſorgungs⸗ 
geſetzes) eingetretenen Kapitulanten beſondere monatliche Entſchädigungen (Kapitulanten⸗ 
entſchädigungen) gewährt. Dieſe find nicht als militäriſche Bezüge im Sinne der Be- 
ſtimmung in Abſchnitt 1 Ziffer 13 Abſatz 2 des Runderlaſſes vom 4. März 1919 (FM. 
1. 3865 uſw.), wohl aber wie die Militärrenten als Dienſteinkommen im Sinne der Be⸗ 
ſtimmung in Ziffer 18 a. a. O. anzuſehen. 

Die laufenden Kriegsteuerungszulagen ſind alſo neben den Tagegeldern und der 
Kapitulantenentſchädigung in der nach den Erlaſſen vom 4. März 1919 (J 3865) und 
vom 28. Januar 1920 (J 2187 und 1 2039) zuläſſigen Höhe zahlbar. 


Zugleich im Namen des Miniſters für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung und des 
Miniſters des Innern. 
Der Finanzminiſter. 
FM. I 2736 II. M. f. W., K. u. V. A. 1094. M. d. J. Ia 1 745. 


An die nachgeordneten Behörden. 


Kriegsteuerungszulagen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin Wo, den 9. Juni 1920. 


Für die Gewährung der laufenden Kriegsteuerungszulagen nach dem Runderlaſſe 
vom 4. März 1919 (mitgeteilt durch Runderlaß vom 12. März v. Is., HMBl. ©. 64) 
werden rückwirkend vom 1. Oktober 1919 ab mit den Orten der Ortsklaſſe A des Woh⸗ 
nungsgeldzuſchußtarifs noch folgende Orte gleichgeſtellt: 


im Regierungsbezirk Oppeln: 
die Städte Tarnowitz, Ratibor mit dem Vororte Oſtrog, Oppeln mit den Vororten Groſch⸗ 
witz und Kgl. Neudorf; alle Orte (ſoweit fie ſich nicht ſchon in der Teuerungsklaſſe a be⸗ 
finden) der Kreiſe Beuthen, Kattowitz und Hindenburg, jedoch ausſchließlich der Guts⸗ 
und Gemeindebezirke Bujakow, Chudow, Groß- und Klein⸗Paniow des Kreiſes Hindenburg; 
die Gemeinden Mikultſchütz und Radzionkau im Kreiſe Tarnowitz; 


im Regierungsbezirk Düſſeldorf: 
die Stadtgemeinden Ohligs, Wald, Höhſcheid und Gräfrath. 
Ferner werden in das Verzeichnis derjenigen Bezirke und Orte, die als „teuere Orte“ 
im Sinne der Vorſchriften über die Gewährung von Kriegsteuerungszulagen zu behandeln 
ſind, noch folgende Orte aufgenommen und zwar: 


mit Wirkung vom 1. Januar 1920 ab: 


im Regierungsbezirk Breslau: 
die Stadt Mittelwalde; 


im Regierungsbezirk Liegnitz: 
die Städte Lüben, Goldberg, Haynau, Sprottau und Markliſſa; die Orte Beerberg, Hart⸗ 
mannsdorf, Schadewalde (Kreis Lauban), Niesky, Neuhof, Horka, Oedernitz, Neuſarichen, 
Moholz, Petershain bei Mücka, Mücka, Berg (Kr. Rothenburg), Straupitz (Kr. Hirſchberg); 
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mit Wirkung vom 1. Oktober 1919 ab: 

im Regierungbezirk Oppeln: 
alle bisher noch nicht in eine höhere Teuerungsklaſſe verſetzten Orte des oberſchleſiſchen 
Abſtimmungsgebiets; 

im Regierungsbezirk Düſſeldorf: 
die Stadtgemeinden Geldern und Rees und die Bürgermeiſtereien Kempen (Kr. Kempen) 
und Kevelaer (Kr. Geldern); 

im Regierungsbezirk Cöln: 

die Bürgermeiſtereien Rösrath und Overath; 


im Regierungsbezirk Trier: 
Hermeskeil (Landkreis Trier), Bürgermeiſterei Losheim mit den Gemeinden Losheim, 
Bergen, Hausbach, Niederlosheim, Oppen, Rimlingen, Riſſenthal, Scheiden, Wahlen und 
Waldhölzbach (Kr. Merzig); 


im Regierungsbezirk Aachen: 

die Gemeinde Heimbach mit den Orten Heimbach und Haſenfeld (err. Schleiden); die 
Bürgermeiſterei Weyer mit den Gemeinden Callmuth, Eiſerfey, Weyer und Zingsheim 
(Kr. Schleiden); die Gemeinde Uebach (Kr. Geilenkirchen); die Gemeinden Merode und 
Schlich⸗D'horn (Kr. Düren). 

Ich erſuche, hiernach das Weitere für den Bereich der Handels- und Gewerbeverwaltung 
zu veranlaſſen. 

Im Auftrage. 

2 B. I 2019. Frick. 


An die beteiligten Herren Oberpräſidenten und Regierungspräſidenten. 


III. Handelsangelegenheiten. 


Schiffahrtsangelegenheiten. 
Seeſteuermanns⸗ und Seeſchifferprüfungen. 


Überſicht über die im 3. Vierteljahr 1920 in Preußen beginnenden Termine 
für die Prüfungen zum 


Seeſteuermann: Schiffer auf großer Fahrt: 
bia 27 Seßte nber, ee, N 5 3. Auguſt, 
Flens bung 2 Aguſt, Geeſtemünde Dt ee 
ea er Fe en ae De ae 
Sau) a EI 8 


Die Termine können um einige Tage verſchoben werden. 


Meldungen zu einer Prüfung find an den Vorſitzenden der betreffenden Prüfungs- 
kommiſſion für Seeſchiffer zu richten. 


Beſetzung der Schleppdampfſchiffe mit Schiffern und Maſchiniſten. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin WO, den 29. Mai 1920. 


Durch die Vorſchriften über die Beſetzung der Kauffahrteiſchiffe mit Kapitänen und 
Schiffsoffizieren ſowie über den Befähigungsnachweis und die Prüfung der Seeſchiffer und 
Seeſteuerleute auf deutſchen Kauffahrteiſchiffen vom 16. Juni 1903 (R Bl. S. 247) und 
vom 16. Januar 1904 (RGBBl. S. 3) iſt für einzelne Klaſſen von Schiffern und Maſchiniſten 
eine Einſchränkung des Umfangs ihrer bisherigen Gewerbebefugnis herbeigeführt worden. 
Um die hieraus ſich etwa ergebenden Härten zu mildern, wurde zunächſt ſolchen Schiffern 
auf kleiner Fahrt und auf Küſtenfahrt ſowie Maſchiniſten 4. Klaſſe, die bereits vor dem 
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1. April 1904 — dem Tage des Inkrafttretens der Bekanntmachung vom 16. Juni 1903 —- 
ein entſprechendes Befähigungszeugnis erhalten hatten, auf Anſuchen eine Veſcheinigung 
erteilt, wonach ihnen auch fernerhin für den Bereich der ihnen zuſtehenden Fahrten die 
Befugnis eingeräumt wurde, Schleppdampfſchiffe jeder Größe, die nicht dem Güter⸗ oder 
Reiſeverkehre dienen, zu führen bzw. die Leitung der Maſchine auf dieſen Schleppdampfern 
zu übernehmen. 

Im Hinblick auf die ſeit Inkrafttreten der erwähnten Beſtimmungen inzwiſchen ver⸗ 
ſtrichene Zeit erſcheint es jetzt nicht mehr angängig, allgemein den in Frage kommenden 
Schiffern und Maſchiniſten auf ihren Antrag auch weiterhin die Befugnis ihres alten Be⸗ 
fähigungszeugniſſes einzuräumen. Es werden deshalb, wie ich unter Bezugnahme auf den 
Erlaß vom 11. Oktober 1905 (HMBl. S. 308) bemerke, ſolche Ausnahmebewilligungen 
fortan nur noch dann erteilt werden, wenn der betreffende Schiffer oder Maſchiniſt ſeit 
dem 1. April 1904 ausſchließlich oder doch überwiegend auf Schleppdampfern tätig 
geweſen iſt. 

Die fernere Gültigkeit der bisher erteilten Beſcheinigungen wird hierdurch nicht berührt. 

Ich erſuche Sie, beteiligte Kreiſe entſprechend zu verſtändigen. 

Im Auftrage. 
IN. 6266. von Meyeren. 


An die Herren Regierungspräſidenten der Seeſchiffahrtsbezirke. 


IV. Gewerbliche Angelegenheiten. 


1. Gewerbliche Anlagen. 
Herſtellung, Aufbewahrung und Verwendung von Azetylen. 
Bekanntmachung, betreffend Zulaſſung von Azetylenapparaten. 

Auf Antrag der Techniſchen Auſſichtskommiſſion für die Unterſuchungs- und Prüfſtelle 
des Deutschen Azetylenvereins werden die Azetylenappaxate „C2“ und „P C“ der Firma 
Heime & Hans Herzſeld in Halle a. S. für den Freiſtaat Preußen gemäß § 12 der 
Azetylenverordnung unter der Typenbezeichnung „Jos“ zum dauernden Betrieb in Arbeits- 
räumen, gemäß § 14 a. a. O. unter der Typenbezeichnung „Ası“ zur vorübergehenden Be- 
nutzung in Arbeitsräumen und gemäß § 26 Ziff. 4 a. a. O. unter Typennummer „16“ zu 
Beleuchtungszwecken, und zwar in den vorſtehenden drei Fällen für Beagidbeſchickung und 
außerdem für Beagid- und Karbidbeſchickung gemäß § 26 Ziff. 5 a. a. O. unter Nummer „16“ 
als Fackeln widerruflich unter den a. a. O. feſtgelegten Vorausſetzungen und Bedingungen, 
bei gleichzeitiger Befreiung der für die 88 12 und 14 a. a. O. in Frage kommenden 
Apparate von den Beſtimmungen der Ziffer 3 Abſ. 2 vorletzter Satz und Ziff. 8 Abſ. 1 
der Techniſchen Grundſätze für den Bau von Azetylenanlagen, zugelaſſen. Die Fabrikſchilder 
ſolcher Apparate müſſen auf den Zinntropfen oder Nieten, mit denen ſie befeſtigt ſind, den 
Stempel des Dampfkeſſelüberwachungsvereins in Halle a. S. trageu. 

Für die Zulaſſung gelten jeweils die von der Techniſchen Aufſichtskommiſſion vor⸗ 
geſchlagenen, den Behörden mitgeteilten Bedingungen. 

Berlin, den 5. Juni 1920. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Im Auftrage. 
III 7196. von Meyeren. 


2. Handwerksangelegenheiten. 
Handwerksamt Marienwerder. 
Der Miniſter ſür Handel und Gewerbe. Berlin WI, den 29. Mai 1920. 


Ich bin damit einverſtanden, daß die Abteilung Marienwerder der ehemaligen Hand⸗ 
werkskammer in Graudenz bis zur endgültigen Zuweiſung der einſtweilen in Preußen ver— 
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bliebenen Teile der früheren Provinz Weſtpreußen an andere Handwerkskammern die Be⸗ 
zeichnung „Handwerksamt Marienwerder“ führt. 


Im Auftrage. 
IV 4781. IIa —. Dr. v. Seefeld. 


3. Arbeiterſchutz und Wohlfahrtspflege. 
Verarbeiten von Hadern, Lumpen uſw. in der Hausarbeit. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin 89, den 7. Juni 1920. 


Auf Seite 563 des Reichsgeſetzblatts iſt die Verordnung des Reichsarbeitsminiſters 
vom 21. April 1920 veröffentlicht, durch die auf Grund des § 10 Abſ. 2 des Hausarbeit— 
geſetzes vom 20. Dezember 1911 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 976) das Trennen, Schneidern und 
Sortieren von Hadern und Lumpen aller Art in der Hausarbeit vom 1. Juli d. Is. ab 
verboten wird. Zur Erläuterung der Verordnung bemerke ich folgendes: 


Hadern, Lumpen und andere Stoffabfälle werden vielfach wieder auſgearbeitet und 
zur Herſtellung von Kunſtſtoffen verwendet. Zu dieſem Zwecke müſſen ſie aufgetreunt, von 
den Knöpfen, Haken, Schnallen uſw. befreit, geſchnitten und ſortiert werden. Da Hadern 
oder Lumpen regelmäßig ſehr ſchmutzig ſind, iſt das Umgehen damit, beſonders das Trennen, 
Schneiden und Sortieren eine ſehr unſaubere und auch wegen der damit verbundenen 
Staubentwicklung ſehr unangenehme Arbeit. Nicht ſelten enthalten die Lumpen auch 
Krankheitskeime, die auf die damit beſchäftigten Perſonen übertragen werden können. Es 
it ohne weiteres klar, daß dieſe Übelſtände ſich beſonders. ſtark geltend machen müſſen, 
wenn die Verarbeitung der Lumpen uſw. in der Hausarbeit ſtattfindet. Dann ſind nicht 
nur die Arbeiter ſelbſt, ſondern auch ihre Jamilienangehörigen und ſonſtige Wohnungs⸗ 
genoſſen den Beläſtigungen und Geſundheitsſchädigungen, welche die Arbeit mit ſich bringt, 
ausgeſetzt. 

Auf Veranlaſſung des Reichskanzlers (Reichsamt des Innern) ſind im Jahre 1913 
beſondere Erhebungen darüber angeſtellt worden, wo und in welchem Umfaug das 
Sortieren uſw. von Lumpen in der Hausarbeit ſtattfindet, ob Geſundheitsſchädigungen 
der dabei beſchäftigten Arbeiter oder der mit ihnen in Wohnungsgemeinſchaft lebenden 
Perſonen, insbeſondere bei Kindern, feſtgeſtellt ſind, und welche Maßnahmen dagegen ge— 
troffen und empfohlen werden können. Die Ermittelungen ergaben, daß in den meiſten 
Ländern das Lumpenſortieren in der Hausarbeit überhaupt nicht oder nur in ganz geringem 
Umfang ſtattfand. Nur in Crimmitſchau, Kreishauptmannſchaft Zwickau in Sachſen, und 
den umliegenden kleinen Orten wurden noch in größeren Mengen Lumpen in der Haus— 
arbeit ſortiert und in gewiſſem Umfang bearbeitet. Im ganzen wurden im Jahre 1913 
497 Hausarbeiter damit beſchäftigt. Nach neueren Feſtſtellungen hat das Sortieren von 
Lumpen während des Krieges zwar erheblich abgenommen; andererſeits haben die Geſund— 
heitsgefahren, welche mit dem Umgehen mit Lumpen verbunden ſind, infolge des Krieges 
eine weſentliche Verſchärfung erfahren, denn die Lumpen ſind jetzt viel mehr verunreinigt 
und weiſen viel mehr Krankheitskeime und Laufe auf. 

Es ſchien daher geboten, bald Maßnahmen zum Schutze der Hausarbeiter zu treffen. 
Dabei kamen zwei Wege in Frage: entweder mußte das Sortieren von Lumpen in der 
Hausarbeit ganz verboten werden, oder es mußte vorgeſchrieben werden, daß die Lumpen 
vor der Verarbeitung gereinigt und desinfiziert werden. Gegen die letzteren Maßnahmen 
ſpricht, daß geeignete Einrichtungen zum Reinigen und Desinfizieren von Lumpen nicht 
beſtehen, ferner, daß das Reinigen und Desinfizieren, wenn es ſachgemäß ausgeführt werden 
ſoll, unverhältnismäßig hohe Unkoſten verurſachen würde, und endlich beſonders, daß der 
Erfolg der Vorſchrift doch zweifelhaft bliebe, weil es kaum möglich iſt, einwandfrei feſt⸗ 
zuſtellen, ob die Lumpen tatſächlich gereinigt und desinfiziert find. Jufolgedeſſen kam 
ernſtlich nur ein völliges Verbot des Treunens, Schneidens und Sortierens der Lumpen 
in der Hausarbeit in Betracht. Das Verbot bezieht ſich nur auf Abfälle, die unter dem 
Begriffe Lumpen und Hadern zuſammengefaßt werden, dagegen nicht auf Stoffabfälle, weil 
dieſe nicht die gleichen Gefahren bieten wie Lumpen und Hadern. Da aber die Begriffe 
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Lumpen und Hadern nicht ganz feſtſtehen, fo iſt vorgeſehen, daß der Reichsarbeitsminiſter 
beſtimmen kann, was darunter verſtanden werden ſoll. 
Ich erſuche Sie, die Gewerbeaufſichtsbeamten anzuweiſen, der Durchführung der An⸗ 
ordnung beſondere Aufmerkſamkeit zuzuwenden. 
Im Auftrage. 
III 6505. v. Meyeren. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten hier. 


4. Gewerbegerichte, Kaufmannsgerichte. 


Amtsdauer der Beiſitzer. Orts⸗(Kreis⸗) Statuten. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin Wo, den 26. Mai 1920. 

In Artikel V der Verorduung zur Abänderung des Gewerbegerichtsgeſetzes und des 
Geſetzes, betreffend die Kaufmannsgerichte, vom 12. Mai d. J. (RGBl. S. 958) iſt als Zeit⸗ 
punkt der Beendigung des Kriegszuſtandes im Sinne der Bekanntmachung des Reichs⸗ 
kanzlers vom 12. Juli 1917 (RGBl. S. 606) der 10. Januar 1920 beſtimmt worden. 
Soweit die Neuwahlen nicht bis zum 10. Juli 1920 durchgeführt ſind, iſt die Amtsdauer 
der Beiſitzer bis zur Durchführung der Neuwahlen, und zwar längſtens bis zum 31. De⸗ 
zember 1920, verlängert worden. Sie wollen die Vorſitzenden der Gewerbegerichte und 
der Kaufmannsgerichte hierauf hinweiſen. 

Zur Durchführung der Verordnung iſt eine Abänderung der Orts-(Kreis⸗) Statuten 
nur inſoweit erforderlich, als bei Gewerbegerichten eine Regelung des Wahlverfahrens nach 
den Grundſätzen der Verhältniswahl bisher nicht eingeführt iſt, da im übrigen die der 
Verordnung widerſprechenden ſtatutariſchen Feſtſetzungen mit dem Inkrafttreten der Ver⸗ 
ordnung ohne weiteres durch deren Beſtimmungen erſetzt worden find. Das Wahlverfahren 
bleibt der ſtatutariſchen Regelung überlaſſen. Ich nehme hierzu auf die durch die Rund⸗ 
erlaſſe vom 12. April 1902 (SM Bl. S. 164) und vom 20. September 1904 (HMBl. S. 413) 
mitgeteilten Muſter Bezug. Für die Feſtſtellung des Wahlergebniſſes weiſe ich auch auf 
die Beſtimmungen der Wahlordnung zum Betriebsrätegeſetze vom 5. Februar 1920 (RGBl. 
S. 175) hin, die ſinngemäß in die Satzungen für die Gewerbe- oder Kaufmannsgerichte 
übernommen werden können. 

Im Auftrage. 
III 6861. J. 6788. von Meyeren. 


An die Herren Regierungspräſidenten, den Herrn Oberpräſidenten in Charlottenburg und 
an die Oberbergämter in Dortmund, Breslau, Bonn. 


V. Gewerbliche Unterrichts angelegenheiten. 


Allgemeine Angelegenheiten. 


Drucklegung von Schulnachrichten. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin WO, den 14. Mai 1920. 


Der Erlaß vom 17. Oktober 1917 (IV 5800), durch den beſtimmt worden iſt, daß 
während des Krieges die Herausgabe von Programmen und Schulnachrichten eingeſtellt 
werden ſollte, iſt zwar durch den Erlaß vom 17. April v. J. (IV 2553) aufgehoben worden, 
es beſteht aber immer noch die zu Beginn des Krieges getroffene Beſtimmung, durch die 
eine beſonders ſparſame Verwendung der Etatsmittel angeordnet war. Da in letzter Zeit 
die Koſten für Papier und Druck eine außerordentliche Steigerung erfahren haben, iſt die 
Drucklegung von Schulnachrichten bis auf weiteres zu unterlaſſen. Von der Veröffent⸗ 
lichung der Überſichten über die Verwendung der Lehrkräfte und über die Stunden- und 
Stoffverteilungspläne iſt überhaupt künftig abzuſehen, da durch den Satz derartiger tabella⸗ 
riſcher Überfichten der Preis der Druckſachen außerordentlich verteuert wird und alle dieſe 
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ſtatiſtiſchen Angaben den vorgeordneten Behörden ohnehin ſchon eingereicht werden. Die 
darin enthaltenen, für die Allgemeinheit wiſſenswerten Angaben werden übrigens, wie bisher, 
in den Berichten des Landesgewerbeamts veröffentlicht werden. 


Im Auftrage. 
IV 5130. Dr. von Seefeld. 


An die Herren Regierungspräſidenten, in deren Bezirk ſich Baugewerkſchulen befinden. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin Wo, den 10. Juni 1920. 


Vorſtehend wiedergegebener Erlaß findet auch auf alle übrigen Fachſchulen meiner 

Verwaltung Anwendung. Ich erſuche Sie, die Anſtaltsleitungen dementſprechend anzuweiſen. 
- Im Auftrage. 

IV 5180 II. Ang. Dr. von Seefeld. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Oberpräfidenten in Charlottenburg. 


Lehrgänge für Obſt⸗ und Gemüſeverwertung. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin WI, den 5. Juni 1920. 


Die an den ſtaatlichen höheren Gärtnerlehranſtalten alljährlich ſtattfindenden Sonder⸗ 
lehrgänge für Obſt⸗ und Gemüſeverwertung werden in dieſem Jahre abgehalten: 
in Dahlem vom 12. bis 24. Juli, 
in Geiſenheim vom 26. Juli bis 5. Auguſt, 
in Proskau vom 20. September bis 2. Oktober. 


Der Lehrgang in Dahlem iſt beſtimmt für Lehrerinnen aus den Provinzen Branden⸗ 
burg, Pommern, Sachſen und Schleswig⸗Holſtein, der in Geiſenheim für Lehrerinnen aus 
den Provinzen Hannover, Weſtfalen, Heſſen⸗Naſſau und dem Rheinland und der in Proskau 
für Lehrerinnen aus den Provinzen Oſt⸗ und Weſtpreußen und Schleſien. 

Zu dieſen Lehrgängen können auch Haushaltungslehrerinnen (Gewerbelehrerinnen für 
Kochen und Hauswirtſchaft) von Schulen, die der Handels⸗ und Gewerbeverwaltung unter⸗ 
ſtehen, zugelaſſen werden. Anmeldungen ſind durch Vermittelung des für den Wohnort der 
Bewerberinnen zuſtändigen Regierungspräſidenten an mich einzureichen. 

Für die Teilnahme werden die Koſten der Eiſenbahnfahrt in der III. Wagenklaſſe und 
ein Tagegeld von 5 M gewährt werden. 

Im Auftrage. 

Abdruck zur Kenntnis. Etwaige bei Ihnen eingehende Meldungen von Lehrerinnen 
ſolcher Schulen, die nicht meiner Verwaltung unterſtehen, wollen Sie von vornherein ab⸗ 
lehnen. Die übrigen Meldungen erſuche ich mir mit einer gutachtlichen Außerung alsbald 
vorzulegen. 

Im Auftrage. 
IV 2990 U, Dr. von Seefeld. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten, hier. 
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